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Nr. 140 

Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen 
Dienst 

Präambel 

1. Der Berufung aller Menschen zur Gemeinschaft mit Gott 

und untereinander zu dienen, ist der Auftrag der Kirche'. 

In lebendigen Gemeinden und Gemeinschaften bemüht 

sie sich, weltweit diesem Auftrag durch die Verkündigung 

des Evangeliums, die Feier der Eucharistie und der ande¬ 

ren Sakramente sowie durch den Dienst am Mitmenschen 
gerecht zu werdend 

Diese Sendung verbindet alle Glieder im Volk Gottes; sie 

bemühen sich, ihr je an ihrem Ort und je nach ihrer Bega¬ 

bung zu entsprechen". Diesem Ziel dienen auch die Einrich¬ 

tungen, die die Kirche unterhält und anerkennt, um ihren 

Auftrag in der Gesellschaft wirksam wahrnehmen zu kön¬ 

nen. Wer in ihnen tätig ist, wirkt an der Erfüllung dieses 
Auftrages mit. Alle, die in den Einrichtungen mitarbeiten, 

bilden - unbeschadet der Verschiedenheit der Dienste und 
ihrer rechtlichen Organisation - eine Dienstgemeinschaft. 

2. In der Bundesrepublik Deutschland ist der Kirche durch 

das Grundgesetz die Freiheit garantiert, ihre Angelegen¬ 

heiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle 

geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten’. Die Kir¬ 

che kann ihre Sendung und ihren Dienst in vielfältigen 

Formen verwirklichen. Sie ist nicht darauf beschränkt, 

dafür besondere kircheneigene Gestaltungsformen zu ent¬ 

wickeln, sondern kann sich auch der jedermann offenste¬ 

henden Privatautonomie bedienen, um ein Dienstverhält¬ 

nis zu begründen und zu regeln". Deshalb ist es ihr mög¬ 

lich, neben den ehrenamtlichen auch hauptamtliche Mit¬ 
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen. 

3. Für alle, die im kirchlichen Dienst stehen, trägt die Kirche 

eine besondere Verantwortung. Aufgrund ihrer Sendung 

ist die Kirche verpflichtet, die Persönlichkeit und Würde 

der einzelnen Mitarbeiterin und des einzelnen Mitarbei¬ 

ters zu achten und zu schützen und das Gebot der Lohn¬ 

gerechtigkeit zu verwirklichen". Das kirchliche Arbeits¬ 

recht muß daher außer den Erfordernissen, die durch die 

kirchlichen Aufgaben und Ziele gegeben sind, auch den 

Grundnormen gerecht werden, wie sie die katholische So¬ 

ziallehre für die Arbeits- und Lohnverhältnisse herausge¬ 
arbeitet hat'. 

Für kirchliche Dienstverhältnisse ergeben sich daraus fol¬ 

gende Grundsätze: 

/. 

Eigenart des kirchlichen Dienstes 

Kirchliche Einrichtungen dienen dem Sendungsauftrag 

der Kirche. Daraus ergibt sich, daß alle Gestaltungsformen 

des kirchlichen Dienstes, auch die arbeitsrechtlichen Be¬ 

ziehungen zwischen den kirchlichen Anstellungsträgern 

und ihren Beschäftigten, dem religiösen Charakter des 

kirchlichen Auftrags entsprechen müssen. In der Einrich¬ 

tung selbst muß sichtbar und erfahrbar werden, daß sie 

sich dem Auftrag Christi verpflichtet und der Gemein¬ 

schaft der Kirche verbunden weiß. Alle Beteiligten, 

Dienstgeber sowie leitende und ausführende Mitarbeite¬ 

rinnen und Mitarbeiter müssen bereit sein, “an der Ver¬ 

wirklichung eines Stückes Auftrag der Kirche im Geist 

katholischer Religiosität, im Einklang mit dem Bekenntnis 

der katholischen Kirche und in Verbindung mit den Amts¬ 

trägern der katholischen Kirche”® mitzuwirken. 

II. 

Anforderungen an Träger und Leitung kirchlicher 

Einrichtungen 

1. Zielsetzung und Tätigkeit, Organisationsstruktur und 

Leitung kirchlicher Einrichtungen haben sich an der Glau¬ 

bens- und Sittenlehre und an der Rechtsordnung der Kir¬ 

che auszurichten®. Jede dieser Einrichtungen muß sich als 

Teil der Kirche begreifen. Keine Einrichtung darf sich 

ohne Zustimmung der zuständigen kirchlichen Autorität 
“katholisch” nennen'". 

2. Träger und Leitung tragen die Verantwortung für den 

kirchlichen Charakter der Einrichtung. Sie haben auch 

dafür zu sorgen, daß in der Einrichtung geeignete Perso¬ 

nen tätig sind, die bereit und in der Lage sind, den kirch¬ 

lichen Charakter der Einrichtung zu pflegen und zu för- 
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dem". Nur wenn die religiöse Dimension des kirchlichen 

Dienstes beachtet und der kirchliche Charakter der Ein¬ 

richtung durch alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be¬ 

jaht werden, kann die Kirche ihren Dienst an dem Men¬ 

schen glaubwürdig erfüllen. 

III. 

Anforderungen der Kirche an die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter 

1. Die Gestaltung des kirchlichen Arbeitsverhältnisses geht 

von der Dienstgemeinschaft aller aus, in der jede Mitar¬ 

beiterin und jeder Mitarbeiter das kirchliche Selbstver¬ 

ständnis der Einrichtung anerkennt und dem dienstlichen 

Handeln zugrunde legt. Das verpflichtet jede Mitarbeite¬ 

rin und jeden Mitarbeiter zu einer Leistung und Loya¬ 

lität, die der Stellung der Einrichtung in der Kirche und 

der übertragenen Aufgabe gerecht werden. Die Kirche 

muß deshalb an ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Anforderungen stellen, die gewährleisten, daß sie ihren 

besonderen Auftrag glaubwürdig erfüllen können. Dazu 
gehören fachliche Tüchtigkeit, gewissenhafte Erfüllung 

der übertragenen Aufgaben'^ und eine Zustimmung zu 

den Zielen der Einrichtung. 

2. Damit die Einrichtung ihre kirchliche Sendung erfüllen 

kann, muß der kirchliche Dienstgeber bei der Einstellung 

darauf achten, daß eine Mitarbeiterin und ein Mitarbeiter 

die Eigenart des kirchlichen Dienstes bejaht. Er kann pa¬ 

storale, katechetische und in der Regel erzieherische Auf¬ 

gaben nur einer Person übertragen, die der katholischen 

Kirche angehört. 

3. (1) Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbei¬ 

tern wird erwartet, daß sie die Grundsätze der katho¬ 

lischen Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und be¬ 

achten. Insbesondere im pastoralen, katechetischen 
und erzieherischen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern, die aufgrund einer Missio canonica 

tätig sind, ist das persönliche Lebenszeugnis im Sinne 

der Grundsätze der katholischen Glaubens- und Sit¬ 

tenlehre erforderlich. Dies gilt auch für leitende Mitar¬ 

beiterinnen und Mitarbeiter. 

4. Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Beschäf¬ 

tigungsanforderungen nicht mehr, so muß der Dienstge¬ 

ber durch Beratung versuchen, daß die Mitarbeiterin oder 

der Mitarbeiter diesen Mangel auf Dauer beseitigt. Im kon¬ 

kreten Fall ist zu prüfen, ob schon ein solches klärendes 

Gespräch oder eine Abmahnung, ein formeller Verweis 

oder eine andere Maßnahme (z.B. Versetzung, Änderungs¬ 

kündigung) geeignet sind, dem Obliegenheitsverstoß zu 

begegnen. Eine Kündigung muß als letzte Maßnahme nicht 

nur arbeitsrechtlich, sondern auch im Licht der religiösen 

Dimension der kirchlichen Dienstgemeinschaft gerechtfer¬ 

tigt sein. Die Möglichkeit einer Weiterbeschäftigung hängt 

von den Einzelfallumständen ab, insbesondere vom Aus¬ 

maß einer Gefährdung der Glaubwürdigkeit von Kirche 

und kirchlicher Einrichtung, von der Belastung der kirchli¬ 

chen Dienstgemeinschaft, der Art der Einrichtung, dem 

Gharakter der übertragenen Aufgabe, deren Nähe zum 

kirchlichen Verkündigungsauftrag, von der Stellung der 

Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters in der Einrichtung so¬ 

wie von der Art und dem Gewicht der Obliegenheitsver¬ 

letzung. Vor allem ist zu unterscheiden, ob eine Mitarbei¬ 

terin oder ein Mitarbeiter die Lehre der Kirche bekämpft 

oder sie anerkennt, aber im konkreten Fall versagt. 

IV. 

Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen 

1. In der Bundesrepublik Deutschland hat die Kirche das ver¬ 

fassungsmäßig gewährleistete Recht, ein eigenes Rege¬ 
lungsverfahren zu schaffen, um ihre Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsverhältnisse zu 

beteiligen. Das Tarifvertragssystem mit dem zu seinen 
Funktionsvoraussetzungen gehörenden Arbeitskampf si¬ 

chert nicht die Eigenart des kirchlichen Dienstes. Tarifver¬ 

träge kirchlicher Einrichtungen mit verschiedenen Ge¬ 

werkschaften sind mit der Einheit des kirchlichen Dienstes 

unvereinbar. Streik und Aussperrung widersprechen den 

Grunderfordernissen des kirchlichen Dienstes. Für die Ein¬ 

richtungen der Glaubensverkündigung und die Werke der 

Nächstenliebe gäbe daher die Kirche ihren Sendungsauftrag 

preis, wenn sie ihren Dienst den Funktionsvoraussetzungen 

des Tarifvertragssystems unterordnen würde. 

(2) Von nichtkatholischen christlichen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern wird erwartet, daß sie die Wahrhei¬ 

ten und Werte des Evangeliums achten und dazu bei¬ 

tragen, sie in der Einrichtung zur Geltung zu bringen. 

Nichtchristliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

müssen bereit sein, die ihnen in einer kirchlichen Ein¬ 

richtung zu übertragenden Aufgaben im Sinne der Kir¬ 

che zu erfüllen. 

(3) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchen¬ 

feindliches Verhalten zu unterlassen. Sie dürfen in ihrer 

persönlichen Lebensführung und in ihrem dienstlichen 

Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der Ein¬ 

richtung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden. 

2. Die Dienstgemeinschaft als das maßgebende Strukturele¬ 

ment des kirchlichen Dienstes gebietet es, daß unter¬ 

schiedliche Interessen bei Dienstgebern und Mitarbeite¬ 

rinnen und Mitarbeitern unter Beachtung des Grundkon¬ 

senses aller über den kirchlichen Auftrag ausgeglichen 

werden. Diesem Zweck dient es, daß die Kirche mit pa¬ 

ritätisch besetzten Kommissionen zur Ordnung des Ar¬ 

beitsvertragsrechtes (KODA) einen eigenen Weg zur Re¬ 

gelung der Vergütung und anderen Arbeitsbedingungen 

geht. Die Kompetenz der arbeitsrechtlichen Kommission 

eröffnet die Möglichkeit, daß jeder Interessenkonflikt Ge¬ 

genstand einer Schlichtung sein kann. Dabei bleibt die 

Hirtenaufgabe des Bischofs unberührt, die umfassende 
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Verantwortung für alle ihm anvertrauten Gläubigen wahr¬ 

zunehmen. Das durch die Kirche geschaffene Arbeits- 

rechts-Regelungsrecht (KODA-Ordnungen) sichert und 
fördert die Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitar¬ 

beiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen. Es lei¬ 

stet damit zugleich einen Beitrag für die vom Kirchen¬ 

verständnis getragene Dienstgemeinschaft. 

V. 

Mitarbeitervertretungsrecht als 

kirchliche Betriebsverfassung 

Nach dem Grundgesetz bestimmt die Kirche für den ihr 

zugeordneten Bereich, “ob und in welcher Weise die Ar¬ 

beitnehmer und ihre Vertretungsorgane in Angelegenhei¬ 

ten des Betriebs, die ihre Interessen berühren, mitwirken 

und mitbestimmen”‘k Die Mitbestimung der Mitarbeite¬ 

rinnen und Mitarbeiter ist geboten, weil sie den Dienst 

der Kirche verantwortlich mitgestalten. Die Verwirkli¬ 

chung der Mitbestimmung kann nicht von der Verfaßtheit 

der Kirche, ihrem Auftrag und der kirchlichen Dienstver¬ 

fassung getrennt werden. Hierzu wurde auf Grund des 

kirchlichen Selbstbestimmungsrechtes die Ordnung für 

Mitarbeitervertretungen erlassen. Damit füllen die Kir¬ 

chen den vom Staat zu selbstbestimmter Gestaltung aner¬ 

kannten Regelungsraum auch zur Wahrung einer Kon¬ 

kordanz mit der staatlichen Arbeitsrechtsordnung aus. 

Zwar entscheiden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

selbst darüber, ob eine Mitarbeitervertretung gebildet wird; 
der Dienstgeber hat aber im Rahmen der geltenden Rege¬ 

lung daran mitzuwirken und etwaige Hindernisse zu be¬ 
seitigen. Er soll denjenigen, die ein Amt in der Mitarbeiter¬ 

vertretung übernehmen, erforderliche Hilfen zur Wahr¬ 
nehmung ihrer Aufgaben anbieten. Die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter sollen die Möglichkeit des Mitarbeiterver¬ 

tretungsrechtes nutzen, ihre Rechte und Interessen, ihre An¬ 
liegen und Sorgen in der vorgesehenen Weise zur Geltung 

zu bringen. Der Dienstgeber darf sie hieran nicht hindern. 

Der kircheneigene Weg im Mitarbeitervertretungsrecht 

schließt schon im Hinblick auf die kirchliche Soziallehre 

eine gleichwertige soziale Verantwortung ein. Gleichwohl 

erfordert dieser Weg Unterschiede zum weltlichen Be- 

triebsverfassungs- und Personalvertretungsrecht. Sie ha¬ 
ben ihren Grund in der Sendung der Kirche. 

VI. 

Koalitionsfreiheit kirchlicher 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen 

Dienstes können sich in Ausübung der Koalitionsfreiheit 

als kirchliche Arbeitnehmer zur Beeinflussung der Ge¬ 

staltung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in Ver¬ 

einigungen (Koalitionen) zusammenschließen, diesen bei¬ 

treten und sich in ihnen betätigen. Die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter sind berechtigt, innerhalb ihrer Einrich¬ 

tung für den Beitritt zu diesen Koalitionen zu werben, 

über deren Aufgaben und Tätigkeit zu informieren sowie 

Koalitionsmitglieder zu betreuen. Die Koalitionsfreiheit 

entbindet sie aber nicht von der Pflicht, ihre Arbeit als 

Beitrag zum Auftrag der Kirche zu leisten. 

Wegen der Zielsetzung des kirchlichen Dienstes muß eine 

Vereinigung dessen Eigenart und die sich daraus für die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ergebenden Loyalitäts¬ 

obliegenheiten anerkennen. Vereinigungen, die diesen An¬ 

forderungen gerecht werden, können die ihnen an¬ 

gehörenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der 

zulässigen Koalitionsbetätigung in der Einrichtung unter¬ 

stützen. Dabei haben sie und die ihnen angehörenden Mit¬ 

arbeiterinnen und Mitarbeiter darauf zu achten, daß die 

Arbeit einer kirchlichen Einrichtung unter einem geist¬ 

lich-religiösen Auftrag steht. Sie müssen das verfassungs¬ 

mäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur Gestal¬ 

tung der sozialen Ordnung ihres Dienstes respektieren. 

VII. 

Gerichtlicher Rechtsschutz 

Soweit die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiterin¬ 

nen und Mitarbeiter dem staatlichen Arbeitsrecht unter¬ 

liegen, sind die staatlichen Arbeitsgerichte für den ge¬ 

richtlichen Rechtsschutz zuständig. Für Rechtsstreitigkei¬ 

ten auf den Gebieten der kirchlichen Ordnungen für ein 

Arbeitsvertrags- und des Mitarbeitervertretungsrechtes 
werden für den gerichtlichen Rechtsschutz unabhängige 

kirchliche Gerichte gebildet. 

VIII. 

Gemeinsame Verantwortung 

1. Bei ihrer Entscheidung für ein kircheneigenes Dienst- und 

Arbeitsrecht hat sich die Kirche davon leiten lassen, “daß 

das Grundgesetz der menschlichen Vervollkommnung 

und deshalb auch der Umwandlung der Welt das neue 

Gebot der Liebe ist, ...daß allen Menschen der Weg der 

Liebe offensteht und der Versuch, eine umfassende Brü¬ 

derlichkeit herzustellen, nicht vergeblich ist”'''. Wenn die 

erzieherischen, caritativen, missionarischen und sozialen 

Einrichtungen von diesem Glauben durchdrungen sind, 

bringen sie den Auftrag der Kirche in der Welt von heute 

für alle Menschen verständlich zum Ausdruck'^ 

2. Damit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Sinn, Ziel 

und Struktur des kirchlichen Dienstes und ihre eigene 

Aufgabe darin besser erkennen können, kommt ihrer 

Aus- und Fortbildung große Bedeutung zu. Sie müssen 

bereits in der Ausbildungsphase mit den funktionalen Er¬ 

fordernissen, aber genauso mit den ethischen und religiö¬ 

sen Aspekten ihres Dienstes vertraut gemacht werden. 

Im Rahmen der fachlichen und beruflichen Weiterbildung 

muß auch für Fragen des Glaubens und der Wertorientie¬ 

rung sowie für die Bewältigung der spezifischen Bela- 
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stungen der einzelnen Dienste in angemessener Weise 

Raum geschaffen werden. Nur in einem Klima wechsel¬ 

seitigen Respekts und Vertrauens kann sich eine Spiritua¬ 

lität entwickeln, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

in ihrem Einsatz trägt, den Menschen dient und die Kirche 

als ganze bereichert'*. 

3. Zum kirchlichen Dienst gehören auch solche Gläubige, 

die auf Dauer oder auf Zeit ehrenamtlich ohne Entgelt be¬ 
sondere Aufgaben in der Kirche erfüllen, um durch dieses 

Apostolat mitzuhelfen, daß die Kirche ihre Aufgaben er¬ 

füllen kann. Sie geben mit ihrem Einsatz eine Ermutigung, 

sie stützen und bestärken die anderen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter. Sie tragen dazu bei, daß im Alltag der 

kirchlichen Dienste die missionarische Kraft nicht er¬ 

lahmt. Daher werden auch sie in die Weiterbildung über 

Fragen ihres Dienstes und des Glaubens sowie bei Hilfen 

der Lebensführung einbezogen. Die hauptberuflich Täti¬ 

gen sollen dafür gewonnen werden, über ihren berufli¬ 

chen Dienst hinaus bei der Verwirklichung der Aufgaben 

der Kirche aus freien Stücken mitzuarbeiten. 

Fulda, den 22. September 1993 

Für das Erzbistum Freiburg: 

Erzbischof 

Amerkungen 

' Vgl. Vaticanum II, LG 1, 5; GS 3, 19, 40, 45. 
: Vgl. Vaticanum II, LG 8, 9, 26; GS 24, 27, 41, 42, 88. 
' GIG cc. 208, 211, 215, 216. 
- Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV. 
' Beschluß des BVerfG vom 4.6.1985, E 70, 138. 
‘ Vgl. GIG c. 747 § 2 sowie cc. 231 § 2, 1286. 
' Vgl. Vaticanum II, GS 67. 
■ Beschluß des BVerfG vom 11.10.1977, E 46, 73, 87. 
’ Vgl. Johannes Paul IL, Apost. Konst. „Ex corde Ecclesiae“, 

Normae generales Art. 2. 
■“ GIG cc. 216, 300, 803 § 3, 808. 
" Vgl. Johannes Paul IL, Apost. Konst. „Ex corde Ecclesiae“, Nor¬ 

mae generales Art. 4. 
Vgl. GIG c. 231 $1. 

" Beschluß des BVerfG vom 11.10.1977, E 46, 73, 94. 
" Vgl. Vaticanum II, GS 38. 
" Vgl. 2 Kor 3,2. 
“ Vgl. 1 Kor 12,14-21. 

- in Wahrnehmung der der Kirche durch das Grundgesetz 

garantierten Freiheit, ihre Angelegenheiten selbständig in¬ 

nerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu 

ordnen, 
- zur Sicherung der Glaubwürdigkeit der Einrichtungen, 

die die Kirche unterhält und anerkennt, um ihren Auftrag 

in der Gesellschaft wirksam wahrnehmen zu können, 

- in Erfüllung ihrer Pflicht, daß das kirchliche Arbeitsrecht 

außer den Erfordernissen, die durch die kirchlichen Aufga¬ 

ben und Ziele gegeben sind, auch den Grundnormen ge¬ 

recht werden muß, wie sie die katholische Soziallehre für 

die Arbeits- und Lohnverhältnisse herausgearbeitet hat, 

die folgende 

Grundordnung des kirchlichen Dienstes 

im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse. 

Artikel 1 

Grundprinzipien des kirchlichen Dienstes 

Alle in einer Einrichtung der katholischen Kirche Tätigen 

tragen durch ihre Arbeit ohne Rücksicht auf die arbeits¬ 

rechtliche Stellung gemeinsam dazu bei, daß die Einrichtung 

ihren Teil am Sendungsauftrag der Kirche erfüllen kann 

(Dienstgemeinschaft). Alle Beteiligten, Dienstgeber sowie lei¬ 

tende und ausführende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

müssen anerkennen und ihrem Handeln zugrunde legen, daß 

Zielsetzung und Tätigkeit, Organisationsstruktur und Lei¬ 

tung der Einrichtung, für die sie tätig sind, sich an der Glau¬ 

bens- und Sittenlehre und an der Rechtsordnung der katho¬ 

lischen Kirche auszurichten haben. 

Artikel 2 
Geltungsbereich 

(1) Diese Grundordnung gilt für Arbeitsverhältnisse von 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei den Dienststellen, 

Einrichtungen und sonstigen selbständig geführten Stel¬ 

len - nachfolgend als Einrichtung(en) bezeichnet - 

a) der Diözesen, 
b) der Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen, 

c) der Verbände von Kirchengemeinden,' 

d) der Diözesancaritasverbände und deren Gliederun¬ 

gen, soweit sie öffentliche juristische Personen des 

kanonischen Rechts sind, 
e) der sonstigen öffentlichen juristischen Personen des 

kanonischen Rechts. 

Nr. 141 

Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

Die katholischen (Erz-)Bischöfe in der Bundesrepublik 

Deutschland erlassen, jeweils für ihren Bereich, 

- in Verantwortung für den Auftrag der Kirche, der Beru¬ 

fung aller Menschen zur Gemeinschaft mit Gott und un¬ 

tereinander zu dienen. 

(2) Diese Grundordnung ist auch anzuwenden im Bereich 

der sonstigen kirchlichen Rechtsträger und ihrer Ein¬ 

richtungen, unbeschadet ihrer Rechtsform sowie des Ver¬ 

bandes der Diözesen Deutschlands und des Deutschen 

Caritasverbandes. Die vorgenannten Rechtsträger sind 

gehalten, die Grundordnung für ihren Bereich rechtsver¬ 

bindlich zu übernehmen. 

(3) Unter diese Ordnung fallen nicht Mitarbeiter, die auf 

Grund eines Klerikerdienstverhältnisses oder ihrer Or¬ 

denszugehörigkeit tätig sind. 
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Artikel 3 

Begründung des Arbeitsverhältnisses 

(1) Der kirchliche Dienstgeber muß bei der Einstellung dar¬ 

auf achten, daß eine Mitarbeiterin und ein Mitarbeiter die 

Eigenart des kirchlichen Dienstes bejahen. Er muß auch 

prüfen, ob die Bewerberin und der Bewerber geeignet 

und befähigt sind, die vorgesehene Aufgabe so zu erfül¬ 

len, daß sie der Stellung der Einrichtung in der Kirche 

und der übertragenen Funktion gerecht werden. 

(2) Der kirchliche Dienstgeber kann pastorale, katechetische 

sowie in der Regel erzieherische und leitende Aufgaben 

nur einer Person übertragen, die der katholischen Kirche 
angehört. 

(3) Der kirchliche Dienstgeber muß bei allen Mitarbeiterin¬ 

nen und Mitarbeitern durch Festlegung der entsprechen¬ 

den Anforderungen sicherstellen, daß sie ihren besonde¬ 

ren Auftrag glaubwürdig erfüllen können. Dazu gehören 

fachliche Tüchtigkeit, gewissenhafte Erfüllung der über¬ 

tragenen Aufgaben und eine Zustimmung zu den Zielen 

der Einrichtung. 

(4) Für keinen Dienst in der Kirche geeignet ist, wer sich 

kirchenfeindlich betätigt oder aus der katholischen Kir¬ 

che ausgetreten ist. 

(5) Der kirchliche Dienstgeber hat vor Abschluß des Ar¬ 

beitsvertrages durch Befragung und Aufklärung der Be¬ 

werberinnen und Bewerber sicherzustellen, daß sie die 

für sie nach dem Arbeitsvertrag geltenden Loyalitätsob¬ 

liegenheiten (Artikel 4) erfüllen. 

Artikel 4 

Loyalitätsobliegenheiten 

(1) Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

wird erwartet, daß sie die Grundsätze der katholischen 

Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und beachten. Ins¬ 

besondere im Pastoralen, katechetischen und erzieheri¬ 

schen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen und Mitarbei¬ 

tern, die aufgrund einer Missio canonica tätig sind, ist das 

persönliche Lebenszeugnis im Sinne der Grundsätze der 

katholischen Glaubens- und Sittenlehre erforderlich. Dies 

gilt auch für leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

(2) Von nichtkatholischen christlichen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern wird erwartet, daß sie die Wahrheiten und 

Werte des Evangeliums achten und dazu beitragen, sie in 

der Einrichtung zur Geltung zu bringen. 

(3) Nichtchristliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen 

bereit sein, die ihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu 

übertragenden Aufgaben im Sinne der Kirche zu erfüllen. 

(4) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchen¬ 

feindliches Verhalten zu unterlassen. Sie dürfen in ihrer 

persönlichen Lebensführung und in ihrem dienstlichen 

Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der Ein¬ 

richtung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden. 

Artikel 5 

Verstöße gegen Loyalitätsobliegenheiten 

(1) Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Be¬ 

schäftigungsanforderungen nicht mehr, so muß der 

Dienstgeber durch Beratung versuchen, daß die Mitar¬ 

beiterin oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf Dauer 

beseitigt. Im konkreten Fall ist zu prüfen, ob schon ein 

solches klärendes Gespräch oder eine Abmahnung, ein 

formeller Verweis oder eine andere Maßnahme (z.B. Ver¬ 

setzung, Änderungskündigung) geeignet sind, dem Ob¬ 

liegenheitsverstoß zu begegnen. Als letzte Maßnahme 
kommt eine Kündigung in Betracht. 

(2) Für eine Kündigung aus kirchenspezifischen Gründen 

sieht die Kirche insbesondere folgende Loyalitätsverstöße 

als schwerwiegend an: 

- Verletzungen der gemäß Artikel 3 und 4 von einer Mit¬ 
arbeiterin oder einem Mitarbeiter zu erfüllenden Ob¬ 

liegenheiten, insbesondere Kirchenaustritt, öffentliches 

Eintreten gegen tragende Grundsätze der katholischen 

Kirche (z.B. hinsichtlich der Abtreibung) und schwer¬ 

wiegende persönliche sittliche Verfehlungen, 

- Abschluß einer nach dem Glaubensverständnis und 

der Rechtsordnung der Kirche ungültigen Ehe, 

- Handlungen, die kirchenrechtlich als eindeutige Di¬ 

stanzierung von der katholischen Kirche anzusehen 

sind, vor allem Abfall vom Glauben (Apostasie oder 
Häresie gemäß c. 1364 § 1 i.V. mit c. 751 GIG), Verun¬ 

ehrung der heiligen Eucharistie (c. 1367 GIG), öffent¬ 

liche Gotteslästerung und hervorrufen von Haß und 
Verachtung gegen Religion und Kirche (c. 1369 GIG), 

Straftaten gegen die kirchlichen Autoritäten und die 

Freiheit der Kirche (insbesondere gemäß den cc. 1373, 

1374 GIG). 

(3) Ein nach Absatz 2 generell als Kündigungsgrund in Be¬ 

tracht kommendes Verhalten schließt die Möglichkeit ei¬ 

ner Weiterbeschäftigung aus, wenn es begangen wird von 

pastoral, katechetisch oder leitend tätigen Mitarbeiterin¬ 

nen und Mitarbeitern oder Mitarbeiterinnen und Mitar¬ 
beitern, die aufgrund einer Missio canonica tätig sind. 

Von einer Kündigung kann ausnahmsweise abgesehen 

werden, wenn schwerwiegende Gründe des Einzelfalles 

diese als unangemessen erscheinen lassen. 

(4) Wird eine Weiterbeschäftigung nicht bereits nach Absatz 

3 ausgeschlossen, so hängt im übrigen die Möglichkeit 

einer Weiterbeschäftigung von den Einzelfallumständen 

ab, insbesondere vom Ausmaß einer Gefährdung der 

Glaubwürdigkeit von Kirche und kirchlicher Einrich¬ 

tung, von der Belastung der kirchlichen Dienstgemein¬ 

schaft, der Art der Einrichtung, dem Gharakter der über- 
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tragenen Aufgabe, deren Nähe zum kirchlichen Verkün¬ 

digungsauftrag, von der Stellung der Mitarbeiterin oder 

des Mitarbeiters in der Einrichtung sowie von der Art 

und dem Gewicht der Obliegenheitsverletzung. Dabei ist 

auch zu berücksichtigen, ob eine Mitarbeiterin oder ein 

Mitarbeiter die Lehre der Kirche bekämpft oder sie aner¬ 

kennt, aber im konkreten Fall versagt. 

(5) Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, die aus der katholi¬ 

schen Kirche austreten, können nicht weiterbeschäftigt 

werden. 

Im Fall des Abschlusses einer nach dem Glaubensver¬ 

ständnis und der Rechtsordnung der Kirche ungültigen 

Ehe scheidet eine Weiterbeschäftigung jedenfalls dann 

aus, wenn sie unter öffentliches Ärgernis erregenden oder 
die Glaubwürdigkeit der Kirche beeinträchtigenden Um¬ 

ständen geschlossen wird (z.B. nach böswilligem Verlas¬ 

sen von Ehepartner und Kindern). 

Artikel 6 

Koalitionsfreiheit 

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen 

Dienstes können sich in Ausübung ihrer Koalitionsfrei¬ 

heit als kirchliche Arbeitnehmer zur Beeinflussung der 

Gestaltung ihrer Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
in Vereinigungen (Koalitionen) zusammenschließen, die¬ 

sen beitreten und sich in ihnen betätigen. Die Mitarbeite¬ 

rinnen und Mitarbeiter sind berechtigt, innerhalb ihrer 

Einrichtung für den Beitritt zu diesen Koalitionen zu 

werben, über deren Aufgaben und Tätigkeit zu informie¬ 

ren sowie Koalitionsmitglieder zu betreuen. Die Koaliti¬ 

onsfreiheit entbindet sie aber nicht von der Pflicht, ihre 

Arbeit als Beitrag zum Auftrag der Kirche zu leisten. 

(2) Wegen der Zielsetzung des kirchlichen Dienstes muß eine 

Vereinigung dessen Eigenart und die sich daraus für die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ergebenden Loyalitäts¬ 

obliegenheiten anerkennen. Vereinigungen, die diesen 

Anforderungen gerecht werden, können die ihnen an¬ 

gehörenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der 

zulässigen Koalitionsbetätigung in der Einrichtung un¬ 

terstützen. Dabei haben sie und die ihnen angehörenden 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darauf zu achten, daß 

die Arbeit einer kirchlichen Einrichtung unter einem gei¬ 
stig-religiösen Auftrag steht. Sie müssen das verfassungs¬ 

mäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur Gestal¬ 

tung der sozialen Ordnung ihres Dienstes respektieren. 

Artikel 7 

Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der 

Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen 

(1) Das Verhandlungsgleichgewicht ihrer abhängig beschäf¬ 

tigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Abschluß 

und Gestaltung der Arbeitsverträge sichert die katholi¬ 

sche Kirche durch das ihr verfassungsmäßig gewährlei¬ 

stete Recht, ein eigenes Arbeitsrechts-Regelungsverfah- 

ren zu schaffen. Rechtsnormen für den Inhalt der Ar¬ 

beitsverhältnisse kommen zustande durch Beschlüsse von 

Kommissionen, die mit Vertretern der Dienstgeber und 

Vertretern der Mitarbeiter paritätisch besetzt sind. Die 

Beschlüsse dieser Kommissionen bedürfen der bischöfli¬ 

chen Inkraftsetzung für das jeweilige Bistum. Das 

Nähere, insbesondere die jeweiligen Zuständigkeiten, re¬ 

geln die KODA-Ordnungen. Die Kommissionen sind an 

diese Grundordnung gebunden. 

(2) Wegen der Einheit des kirchlichen Dienstes und der 
Dienstgemeinschaft als Strukturprinzip des kirchlichen 

Arbeitsrechts schließen kirchliche Dienstgeber keine Ta¬ 

rifverträge mit Gewerkschaften ab. Streik und Aussper¬ 

rung scheiden ebenfalls aus. 

Artikel 8 

Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebsverfassung 

Zur Sicherung ihrer Selbstbestimmung in der Arbeitsorgani¬ 
sation kirchlicher Einrichtungen wählen die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung 

Mitarbeitervertretungen, die an Entscheidungen des Dienst¬ 

gebers beteiligt werden. Das Nähere regelt die jeweils gel¬ 

tende Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO). Die Gre¬ 
mien der Mitarbeitervertretungsordnung sind an diese 

Grundordnung gebunden. 

Artikel 9 

Fort- und Weiterbildung 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben Anspruch auf 

berufliche Fort- und Weiterbildung. Diese umfassen die fach¬ 

lichen Erfordernisse, aber genauso die ethischen und religiö¬ 

sen Aspekte des Dienstes. Hierbei müssen auch Fragen des 

Glaubens und der Wertorientierung sowie die Bewältigung 

der spezifischen Belastungen der einzelnen Dienste ange¬ 

messen berücksichtigt werden. 

Artikel 10 

Gerichtlicher Rechtsschutz 

(1) Soweit die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiterin¬ 
nen und Mitarbeiter dem staatlichen Arbeitsrecht unter¬ 

liegen, sind die staatlichen Arbeitsgerichte für den ge¬ 

richtlichen Rechtsschutz zuständig. 

(2) Für Rechtsstreitigkeiten auf den Gebieten der kirchlichen 

Ordnungen für ein Arbeitsvertrags- und des Mitarbei¬ 

tervertretungsrechts werden für den gerichtlichen 

Rechtsschutz unabhängige kirchliche Gerichte gebildet. 

(3) Die Richter sind von Weisungen unabhängig und nur an 

das kirchliche und staatliche Gesetz und Recht gebunden. 

Zum Richter kann berufen werden, wer katholisch ist 

und nicht durch kirchenbehördliche Entscheidung in der 

Ausübung der allen Kirchenmitgliedern zustehenden 

Rechte behindert ist sowie die Gewähr dafür besitzt, daß 
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er jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl eintritt. Fer¬ 

ner muß er die zur Rechtsprechung erforderliche Quali¬ 
fikation haben. 

Fulda, den 22. September 1993 

Für das Erzbistum Freiburg wird diese Grundordnung mit 

Wirkung vom 1. Januar 1994 in Kraft gesetzt. 

Freiburg i. Br., den 20. November 1993 

Jede Pfarrei erhält von Aachen mit den Informationsmateria¬ 

lien auch einen entsprechenden Überweisungsträger. 

Wir bitten um Berücksichtigung dieses Hinweises. 

Nr. 144 Ord. 12. 11. 1993 

Pastorale Studientage für Vikare 1994 

Die Pastoralen Studientage für Vikare 1994 finden an folgen¬ 

den Terminen statt: 

Erzbischof 

Anmerkungen 

18.- 21. Januar 1994 (I) 

Thema: Einführung in die Pfarrverwaltung 

Ort: Katholische Akademie, Freiburg 

Referenten: Mitarbeiter des Erzbischöflichen Ordinariates 

‘ „Verbände von Kirchengemeinden“ sind im Erzbistum Freiburg 
die Gesamtkirchengemeinden. 

' Auf Mitarbeiter, die im Erzbistum Freiburg aufgrund eines öf¬ 
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses tätig sind (Kirchenbe¬ 
amte), findet diese Ordnung keine Anwendung. 

24.-27. Januar 1994 (II) 

Thema: Selbstwert und Identität als Priester 

Ort: Geistliches Zentrum, Sasbach 

Referent: Dr. Werner Tzscheetzsch, Münster 

Nr. 142 Ord. 24. 11. 1993 

Tagung der Kirchensteuervertretung 

Am 16. und 17. Dezember 1993 findet in Freiburg i. Br., 

Collegium Borromaeum, Schoferstr. 1, eine Tagung der Kir¬ 

chensteuervertretung der Erzdiözese Freiburg statt. 

Die Tagung beginnt am Donnerstag, dem 16. Dezember 1993, 

um 18.30 Uhr und wird am Freitag, dem 17. Dezember 1993, 

um 9.00 Uhr fortgesetzt. 

Auf der Tagesordnung stehen unter anderem: 

- Feststellung der Jahresrechnungen 1990 und 1991 der 

Bistumskasse Freiburg i. Br., 

- Haushaltsplan sowie Haushalts- und Steuerbeschlüsse für 

das Haushaltsjahr 1994 und 1995, 

- Schlüsselzuweisungs-Ordnung für die Jahre 1994 und 
1995. 

Die Sitzung ist öffentlich. 

Nr. 143 Ord. 23. 11. 1993 

Dreikönigssingen 1994 - Berichtigung 

Bezugnehmend auf den Erlaß Nr. 138 im Amtsblatt Nr. 33 

vom 18. November 1993, S. 244, ist eine Änderung für die 

Überweisung der ersungenen Spendengelder angezeigt. Die 

Spendengelder sollen ab sofort nicht mehr an das Erzbischöf¬ 

liche Jugendamt überwiesen werden, sondern direkt an das 

Kindermissionswerk in Aachen, Kto-Nr. 30020, BLZ 

391 601 91, bei der PAX-Bank, Aachen. 

21. - 24. Februar 1994 (III) 

Thema: „Steh auf und iß, sonst ist der Weg zu weit“ 

Ort: Geistliches Zentrum, Sasbach 

Referentin: Andrea Schwarz, Supervisorin, Ettenheim 

(Maximale Teilnehmerzahl: 16) 

28. Februar — 3. März 1994 (IV) 

Thema: Reflexion meiner liturgischen Praxis 

Ort: Geistliches Zentrum, Sasbach 
Referent: Dr. Michael Merz, Ittendorf 

25. - 29. April 1994 (V) 

Thema: Gruppen und Sitzungen leiten - 

Dem Geist Gottes eine Chance geben 

Ort: Institut für Pastorale Bildung, Freiburg 

Leitung: Dipl.-Päd. Sibylle Ratsch, Müllheim 

Dipl.-Theol., Dipl.-Päd. Martin Moser, Freiburg 

Waltraud Reichle, Pastoralassistentin, Offenburg 

(6 Plätze für Vikare reserviert) 

2. - 5. Mai 1994 (VI) 

Thema: Meine Erfahrungen als Beichtvater 
Ort: Kapuzinerkloster Zell a. H. 

Referent: Pater Ferdinand Wessenbom, Zell a. H. 

Veranstalter: Erzbischöfliches Ordinariat, Abt. IV 

Leitung: Peter Kohl, Referent für die 

Berufseinführungsphase 
Anmeldungen an: Institut für Pastorale Bildung, 

Referat Priesterfortbildung, 
Turnseestr. 24, 79102 Ereiburg 

Die Teilnahme an einem dieser Pastoralen Studientage ist für 

die Herren der Weihejahrgänge 1990 - 1993 verpflichtend. 
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Nr. 145 Ord. 9.11.1993 

Die Gottesfrage in der Diskussion 

Kontaktstudium 

Für viele Priester und hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mit¬ 

arbeiter im Pastoralen Dienst ist es schwer, sich über aktuelle 
Entwicklungen in der Theologie hinreichend zu informieren. 

Das Kontaktstudium greift die Gottesfrage als zentrales 

Thema der Theologie auf. Es geht darum, 
- Einblicke zu geben in neuere Entwicklungen und Diskus¬ 

sionen in der Frage der Gotteslehre, 
- über grundlegende, vor allem auch neuere Literatur zu in¬ 

formieren, und 
- zum persönlichen Studium anzuregen. 

Teilnehmerkreis: Priester, Diakone, Pastoralreferentinnen 

und Pastoralreferenten, Gemeindereferen- 

tinnen und Gemeindereferenten 

Termin: 

Ort: 

Veranstalter: 

Leitung: 

Referent: 

Kursgebühren: 

Mittwoch, 9. Februar 1994,10.00 - 17.00 Uhr 

Collegium Borromaeum, 79098 Freiburg, 

Schoferstr. 1 

Erzbischöfliches Ordinariat, Abt. IV 

Erich Hauer, Referatsleiter 

Prof. Dr. Peter Walter, Freiburg 

DM 30,- 

Anmeldungen bis 24. Januar 1994 an: 

Institut für Pastorale Bildung, 

Referat Priesterfortbildung, 
Turnseestr. 24, 79102 Freiburg 

Qumranfunde und ihre Bedeutung für das 
Neue Testament 

Qumran ist in die Schlagzeilen geraten. Seit 1991 erscheinen 

Zeitungsartikel, Illustriertenberichte und Bücher, die nicht 

selten sensationelle Enthüllungen und neue Erkenntnisse zu 

Qumran, zu Jesus und der Gemeinde versprechen. 

Das Seminar nimmt die aktuelle Diskussion um die Qum¬ 
ranfunde auf, setzt sich mit neueren Veröffentlichungen aus¬ 

einander und versucht, die Bedeutung der Qumranfrage für 

das Neue Testament zu erschließen. 

Teilnehmerkreis: Priester, Diakone, Pastoralreferentinnen 

und Pastoralreferenten, Gemeindereferen- 

tinnen und Gemeindereferenten, Ange¬ 

hörige anderer kirchlicher Berufsgruppen 

Termin: 18. Januar 1994,14.30 Uhr, bis 

20. Januar 1994,13.00 Uhr 

Ort: Institut für Pastorale Bildung, 
Turnseestr. 24, 79102 Freiburg 

Veranstalter: Institut für Pastorale Bildung 

Referent: Prof. Dr. Otto Betz, Tübingen 

Leitung: Erich Hauer, Referatsleiter 

Kursgebühren: DM 60,- 

Anmeldungen bis 20. Dezember 1993 an: 
Institut für Pastorale Bildung, 

Referat Priesterfortbildung, 

Turnseestr. 24, 79102 Freiburg 

Erzbischöfliches Ordinariat 
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